
Neu■Köllnisch Bezirksverband Neukölln

DIE LINKE steht in der Tradition
der Europäischen Arbeiter/-in-
nenbewegung. Was bedeutet
das heute konkret?

Immer mehr Länder im Süden
Europas werden durch brutale
Kürzungsdiktate in eine soziale Ka-

tastrophe getrieben.  Chauvinismus
und Gewalt werden nicht lange auf
sich warten lassen, wenn wir es nicht
schaffen, praktische und solidarische
Alternativen zum Abbau von Demo-
kratie und Sozialstaat zu entwickeln.

Am meisten hat die neoliberale
Schocktherapie bisher in Griechen-
land gewütet. Den Griechinnen und
Griechen wird buchstäblich das letzte
Hemd geraubt. Hungernde Kinder,
obdachlose Rentnerinnen und Rent-
ner, Kranke, die notwendige Medika-
mente nicht bekommen – das sind
die Ergebnisse einer in Europa bei-
spiellosen Serie von gesetzlich ver-
ordneten Lohn-, Renten- und Sozial-
kürzungen. Und wo ist das ganze
Geld gelandet? In den Taschen von
privaten Banken und Hedgefonds. 

DIE LINKE ruft, in Kooperation
mit den griechischen Freundinnen
und Freunden von SYRIZA,  zu
Spenden noch vor Weihnachten
für konkrete soziale Hilfe und Pro-
jekte der Selbstorganisation in
Griechenland auf.

Spendenkonto: Friedens- und Zu-
kunftswerkstatt e.V., Verwendungs-
zweck: Griechenland. Frankfurter
Sparkasse, BLZ: 50050201, Konto-
nummer: 200081390. Sie können
eine Zuwendungsbescheinigung für
das Finanzamt erhalten, wenn Sie
Ihre Adresse mitteilen: per Mail an
frieden-und-zukunft@t-online.de.

Hier und in Europa:
Für soziale Gerechtigkeit!

Millionen von Menschen sind am 14. November in Griechenland, Portugal, Spanien, Zypern in den Streik getreten
gegen die Spar- und Verarmungspolitik der EU. Unser Foto: Solidaritätsdemonstraion in Berlin.

Die Gentrifizierung des
sozialen 
Wohnungsbaus Seite 3

Hintergrund:
Weshalb flüchten Roma
zu uns? Seite 6

Kostenlose
Hartz-IV-Beratung bei
der LINKEN Seite 5
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Aus dem

Neuköllner

Rathaus

Vignette: Franz Zauleck
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Mit der Große Anfrage der 
LINKEN zur „Verbesserung der
Bezirksfinanzen" und der 
Antrag „Vermögenssteuer jetzt
einführen" sollte auf die völlig
unzureichende finanzielle Aus-
stattung von Neukölln aufmerk-
sam gemacht werden und eine
politische Willensbekundung für
die Wiedereinführung der Vermö-
genssteuer abgegeben werden. 

Mit der Begründung, es wäre
ein rein bundespolitisches
Thema hat die SPD mit ih-

rem Zählgemeinschaftspartner CDU
den Antrag abgelehnt. 

Zuvor hatte in der Debatte für
das Bezirksamt Bürgermeister
Buschkowsky berichtet, dass die
Bezirke nicht einen Euro vom Nach-
tragshaushalt in Höhe von 444 Mil-
lionen Euro bekommen werden. Das
Geld sei ausschließlich für zusätzli-
che Kosten beim neuen Flughafen
BBI vorgesehen. Mit einer durch-
schnittlichen Steigerung von 0,3
Prozent pro Jahr für die Bezirks-
haushalte müssten die vielfältigen
Aufgaben erbracht werden. 

Für DIE LINKE hat Thomas Li-
cher  für den Antrag zur Wiederein-
führung der Vermögenssteuer ge-
worben. Mit den Mehreinnahmen
aus der Vermögenssteuer könnten
die gesellschaftlich notwendigen
staatlichen Aufgaben bezahlt und
zusätzlichen Angebote im Bereich
Bildung, Gesundheit und Soziales
finanziert werden. Weiter sollte
der Bezirk Neukölln als politisches
Zeichen dem Bündnis für die Wie-
dereinführung der Vermögens-
steuer beitreten. Mehrere Kommu-
nen seien bereits dem Bündnis

Betroffen, aber angeblich 
nicht zuständig
Initiative der LINKEN in der BVV zur Vermögenssteuer abgelehnt

Neukölln: Soziale Vertreibung an jedem Tag

„Vermögenssteuer jetzt“ beigetre-
ten.

Welche Kommunen sind bei 
der Initiative „Vermögenssteuer
jetzt!“ dabei?

Bisher haben die Kommunalpar-
lamente die Unterstützung der Ini-
tiative beschlossen: Marburg, Land-
kreis Gießen, Göttingen, Landkreis
Waldeck-Frankenberg, Duisburg,
Kreis Groß-Gerau, Bezirk Friedrichs-
hain-Kreuzberg (Beschluss der Be-
zirksverordnetenversammlung vom
26. September 2012), Flensburg,
Gemeinde Ginsheim-Gustavsburg,
Löhne, Herne, Iserlohn, Rüssels-
heim, Leipzig, Waltrop, Oberhausen. 

Darüber hinaus wird die Initiative
prominent unterstützt, von Heiner
Geißler (CDU) bis Oskar Lafontaine
(DIE LINKE). Obwohl der SPD-Par-
teivorsitzende Sigmar Gabriel eben-
falls das Bündnis unterstützt, war
die Neuköllner SPD-Fraktion nicht
bereit, sich anzuschließen. RO

Weitere Informationen: 
www.vermoegensteuerjetzt.de

Soziale 
Gerechtigkeit
Ja, die Berliner Bezirke haben keine
Entscheidungsbefugnis zur Steuerge-
setzgebung. Aber von den Entschei-
dungen auf Bundes- und Landes-
ebene sind sie massiv betroffen.
Deshalb geht die Steuerpolitik auch
Neukölln und die Bezirksverordneten
etwas an. In der Neuköllner BVV
zeigte sich wieder, das zwar von der
SPD gern der Anschein erweckt wird,
für mehr soziale Gerechtigkeit einzu-
treten. Wenn es aber um die klare
Positionen geht, wird mit der Begrün-
dung „nicht zuständig“ das eigene
Nichtstun erklärt. 
Sollte nach den Bundestagswahlen
der nächste Bundeskanzler Peer
Steinbrück (SPD) heißen, brauchen
sich die Vermögensbesitzer voraus-
sichtlich keine Sorgen zu machen. 
Bevor es zu einer nennenswerten 
Besteuerung der Reichen kommt,
wird eher eine Neuauflage der
Agenda 2010 kommen, um die  Euro-
Krisen-Kosten auf die breite Masse
der Bevölkerung abzuwälzen. RO

Die aktuellen Zahlen des Mikro-
Zensus (Erhebung statistischer
Daten) zeigen, dass in Neukölln
berlinweit der größte Prozent-
satz des Haushaltseinkommens
für Miete ausgegeben wird. 

Gerade Single-Haushalte und
Menschen mit kleinem Ein-
kommen beziehungsweise

Menschen im Transferbezug sind
davon besonders betroffen. In kei-
nem anderen Bezirk wohnen so
viele Menschen die Aufstocker,
Hartz-IV-Betroffene, Grundsiche-
rungsempfänger oder sonstige so-
ziale Transferleistungsbezieher sind
wie in Neukölln. Deshalb sind die
derzeit stattfindenden massiven
Mietsteigerungen hier besonders
bedenklich. Schon jetzt findet kaum
noch ein Bezieher von Hartz IV in
Nord-Neukölln eine Wohnung, die
unterhalb des Regelsatzes liegt. Der
Leiter des Jobcenters Neukölln be-
richtete vor einiger Zeit im Integra-
tionsausschuss der BVV, dass im

letzten Betrachtungsjahr 400 Leis-
tungsbezieher mehr weggezogen
sind als im Gegenzug zugezogen
sind. Das wird besonders von CDU
und SPD begrüßt. In dem Zusam-
menhang wird von ihnen gerne von
„sozialer Durchmischung“ gespro-
chen.

Aber es gibt schon seit längeren
so gut wie keinen Neubau von Woh-
nungen in Nord-Neukölln. Deshalb
wird eine „soziale Durchmischung“
in Nord-Neukölln nur möglich, wenn
ein nennenswerter Teil der ange-
stammten Bevölkerung verdrängt
wird, um Platz für vermeintlich Bes-
serverdienende zu schaffen. 

Aber in Neukölln verdrängen ge-
rade die Armen die noch ärmeren.
Wenn beispielsweise Wohngemein-
schaften von Studierenden, junge
Familien und Künstler, die für Innen-
stadtverhältnisse noch bedingt be-
zahlbaren Wohnungen in Nord-Neu-
kölln beziehen, zwingen sie
unfreiwillig die Transferleistungsbe-

zieher zum Umzug an den Stadt-
rand. Das kann man besonders im
Bereich des Reuterkiezes und der
Schillerprommenade sehen. 

Damit das so nicht weitergeht,
sind Maßnahmen von Bund, Land
und Bezirk gegen die Wohnungsnot
dringend erforderlich. Auf Bundes-
ebene muss die Berliner Initiative
zur Begrenzung der Mietsteigerung
auf 15 Prozent in vier Jahren im
Bundesrat aufgegriffen und verab-
schiedet werden. Die Abschreibung
von Modernisierungskosten soll da-
bei von gegenwärtig 11 Prozent pro
Jahr deutlich abgesenkt werden.
Auf Landesebene muss endlich die
Wohnungsnot in Berlin vom Senat
festgestellt werden, damit bei-
spielsweise die Wohnraumzweck-
entfremdungsverordnung wieder in
Kraft gesetzt werden kann. Weiter
müsste verstärkt Baufläche für den
preiswerten Mietwohnungsbau zur
Verfügung gestellt werden. Mit
Hilfe der massiven Erhöhung der

Grunderwerbssteuer kann das Land
Berlin dem spekulative Kauf und
Verkauf von Häusern unattraktiv
machen und zusätzliche Einnahmen
erzielen.

Derzeit werden auch in Neukölln
fast nur Flächen für Ein- und Zwei-
familienhäuser oder für Luxuswoh-
nungen zur Verfügung gestellt. Mit
der Verabschiedung von Milieu-
schutzsatzungen könnten in den be-
sonders betroffenen Stadtteilen die
Mieter vor Luxussanierung ge-
schützt werden. 

Es gibt auf allen politischen Ebe-
nen Möglichkeiten tätig zu werden:
für bezahlbare Wohnungen und ge-
gen soziale Vertreibung. Aber man
muss sich mit den Nachbarn zusam-
menschließen gemeinsam und auf
die Straße gehen. Den nur dann
werden Bezirksamt, der Senat und
die Bundesregierung auf das Pro-
blem aufmerksam und sind zum
Handeln für die Mieter zu bewegen. 

Thomas Licher 
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Die Großsiedlungen der 1960er
und 1970er Jahre entstanden
als Ersatz für die Abrisse in der
Innenstadt auf der abgeräumten
Gründerzeitbebauung oder am
Stadtrand. Mit ihnen sollte dau-
erhaft sozialer Wohnraum be-
reitgestellt werden.

Bekannterweise sind durch den
sprichwörtlichen Berliner Bau-
filz die Sozialmieten teilweise

höher als der Durchschnitt. Die Woh-
nungsbaugesellschaften gelten dabei
als Preistreiber. Sie einzubinden und
Mieten zu beschränken ist Ziel eines
neuen, aber bereits als unzureichend
geltenden Mietenbündnisses des Se-
nats mit seinen Wohnungsbauunter-
nehmen. Nun will Ex-Senatsbaudirek-
tor Stimmann mit einer „geplanten
Gentrifizierung“ die Gropiusstadt
baulich verdichten (Tagesspiegel
7.11.2012). Die Neubauten sollen
mit Mieten von 8,50 Euro pro qm kal-
kuliert werden. Das wäre fast doppelt
soviel wie das Jobcenter zahlt.

Schwächen einer Großsiedlung

Die Gropiusstadt entstand als Ge-
meinschaftsprojekt der Wohnungs-
baugesellschaften Gehag, Degewo,
der Genossenschaft Ideal und weite-
ren. Nach dem Mauerbau wurde
1961 die Zahl der zu bauenden Woh-
nungen auf ca. 19.000 erhöht. An-
ders als von Gropius vorgesehen,
stellten experimentierfreudige Berli-
ner Architekten die unterschiedlichs-
ten Gebäudegruppen und Hochhäu-
ser aufs freie Feld. Dieser
„Stadtlandschaft“ ist die mangelnde
Orientierung vor Ort geschuldet, aber
auch ihr grüner Freiraum.

Die Siedlung wurde zunächst we-
gen ihrer modernen Wohnungsaus-
stattung hochgelobt. Dann als öde
Schlafstadt verrufen, aus der junge
Leute in die Drogenszene am Zoo
flohen. Tatsächlich erschwert die
vielfach als unwirtlich empfundene
Architektur eine gute Nachbar-
schaft. Da die geplante Ansiedlung
von Betrieben scheiterte, gibt es
nur wenige Arbeitsplätze. Auch die
Infrastruktur ist unzureichend: es
fehlt bis heute an gut erreichbaren
Geschäften, Kneipen und kulturel-
len Treffpunkten aller Art. Dagegen
sind die sich seit Jahren massiv aus-
dehnenden Gropiuspassagen zu ei-
nem neuen konsumorientierten
Zentrum geworden. Die neuen Be-
sitzer erwarten eine Gewinnsteige-
rung durch den Flughafenausbau.

Sozialer Anspruch adé

Ursprünglich waren 90 Prozent
des Bestandes als Sozialwohnungen
(mit WBS) vorgesehen. Steigende
Einkommen der Mieter führten zum
Aussetzen der Belegungsbindung.
Die rückläufige Beschäftigung nach
der Wende, niedrige Renten und Zu-
züge von Mietern mit Migrationshin-
tergrund stehen für eher geringe Ein-
kommen. Sie hätten eine Wie-
dereinführung der Sozialbindung er-
fordert. Aber nun wollte man keine
Sozialmieter mehr.

Stattdessen beschwor man eine
Kultur des Miteinanders und rich-
tete ein Quartiersmanagement ein.
Die Fluktuation sollte der Wohnzu-
friedenheit weichen, die Mieter-
schaft die „schönen Ecken“ ihres
Kiezes entdecken. Ehrbar, aber un-

zureichend. Auch die Wohnungsge-
sellschaften engagierten sich und
verbesserten das Wohnumfeld. Die
kleineren Einkaufszentren an den U-
Bahnstationen wurden saniert und
Supermärkte angesiedelt. Zugleich
aber ist, insbesondere bei der priva-
tisierten Gehag – jetzt „Deutsche
Wohnen“ – die Umwandlung zu Ei-
gentumswohnungen im Vormarsch.

Die Degewo hatte das 50jährige
Jubiläum der Gropiusstadt und die
Aufforderung des Senats zur Erwei-
terung kommunaler Wohnungsbe-
stände zu einer Tagung animiert.
Vorgestellt wurde unter anderem
die energetische Sanierung ihrer
Gebäude. Hauptthema aber war die
Erschließung weiterer Flächen für
400 neue Wohnungen. Doch anstatt
die benötigten preiswerten Woh-
nungen zu schaffen, setzt die De-
gewo auf den Bau von Eigentums-
wohnungen. Der Begriff „Sozialer
Wohnungsbau“ fiel nicht ein einzi-
ges Mal. Kein Mietervertreter saß
auf dem Podium. Den Referenten
Hollmann, der zusammen mit Stu-
denten und Anliegern den Schul-
Campus Efeuweg mitgeplant hatte,
packte da der Zorn.

Ob die Degewo ihrer vertraglichen
Verpflichtung nachkommt, hier künf-
tig jede dritte Wohnung an Leute mit
WBS zu vermieten, bleibt nachzuprü-
fen. Bürgermeister Buschkowsky
sitzt übrigens im Beirat der Degewo.
DIE LINKE wird in der Bezirksverord-
netenversammlung darauf achten,
dass er keine Möglichkeit einer be-
zirklichen Freistellung findet.

Lichtblick Kotti & Co

Kotti & Co vermitteln dagegen
Aufbruchstimmung. Sie hatten un-
ter dem Motto „Nichts läuft hier
richtig – Konferenz zum sozialen
Wohnungsbau“ Sympathisanten
und Verantwortliche ins Abgeordne-
tenhaus eingeladen. Neben der
Analyse der Probleme wurden Lö-
sungsmöglichkeiten vorgestellt. Die
wichtigsten Forderungen daraus
sind:

- Deckelung der Kaltmiete im so-
zialen Wohnungsbau bei 4 Euro.

- Sondervermögen zur Neubau-
förderung mit „ewiger“ Sozialbin-
dung.

- Rückkauf von ehemals kommu-
nalen Wohnungsbeständen.

Marlis Fuhrmann

Die Gentrifizierung des 
sozialen Wohnungsbaues
Die Gentrifizierung des 
sozialen Wohnungsbaues
Neue Eigentumswohnungen
in der Gropiusstadt

Die Neuköllner LINKE wird am 10. Januar 2013 in ihrer neuen Geschäfts-
stelle in der Wipperstraße 6 einen Video-Ausschnitt von der Abschluss -
diskussion zeigen. Sie wird versuchen, Widerstand aus dem Kiez und 
bezirkliche Mietenbündnisse zusammenzudenken. Sie sind eingeladen!

Treffpunkt am Bat-Yam-Platz: Das Gemeinschaftshaus Gropiusstadt.
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Auf der Bezirksvollversamm-
lung am 24. November 2012 
bilanzierten die Mitglieder des
Bezirksverbandes Neukölln die
politische Arbeit der vergange-
nen zwei Jahren, definierten
neue Aufgaben mit Blick auf die
Bundestagswahl 2013 und
wählten einen neuen Bezirks-
vorstand für die nächsten zwei
Jahre.

Als Sprecherin des Bezirksver-
bandes wählte die Versamm-
lung Lucia Schnell (33 Jahre),

als Sprecher Moritz Wittler (26). Zur
stellvertretenden Sprecherinnen
wurde Doris Hammer (59), als stell-
vertretender Sprecher Thomas Li-
cher (48) gewählt. Neuer Schatz-
meister ist Dietmar Müller (55).

Sandra Boden (29), Marlis Fuhr-
mann (54), Klaus-Dieter Heiser (66),
Franziska Lorenz-Hoffmann (64)
wurden wieder in den Vorstand ge-
wählt. Kate Davison (34), David
Schlindwein (23) und Florian War-
weg (33) wurden neue Mitglieder
des Bezirksvorstands. Alle Kandidie-
renden wurden jeweils im ersten
Wahlgang mit großer Stimmen-
mehrheit bei wenigen Nein-Stim-
men und Enthaltungen gewählt. 

Die bisherige Sprecherin Irmgard
Wurdack und Sprecher Ruben Leh-
nert, die stellvertretende Sprecherin
Erika Mourgues, Schatzmeister
Werner Halbauer sowie die Vor-
standsmitglieder Klaus-Peter Dauks
und Vincent Streichhahn hatten
nicht erneut kandidiert. 

DIE LINKE.Neukölln bezieht 
größere und preiswertere Räume
in der Wipperstraße 6, Nähe S-
und U-Bahnhof Neukölln. 

Der Umzug unserer Geschäfts-
stelle wird vom 14. bis 16.
Dezember 2012 stattfinden.

Die letzte Nutzung der alten Büro-
räume findet am 13. Dezember 2012
abends statt. Danach bleibt die Ge-

Berliner Friedenskoordination
Freitag, 14.12.2012, 11 Uhr
Protestaktion gegen die geplante 
Stationierung von Patriot-Raketen -
systemen der Bundeswehr in der 
Türkei. Vor dem Reichstagsgebäude, 
Scheidemannstraße/Ebertstraße.

Weitere Termine im Internet:
www.die-linke-neukoelln.de

Bezirksvorstand
Der Bezirksvorstand Neukölln tagt 
parteiöffentlich in der Regel alle zwei
Wochen donnerstags. Gäste sind 
herzlich willkommen.
Donnerstag, 6.12.2012,19 Uhr
DIE LINKE, Richardplatz 16
Donnerstag, 20.12.2012,19 Uhr
Donnerstag, 3.1.2013,19 Uhr
Donnerstag, 31.1.2013,19 Uhr
DIE LINKE, Wipperstraße 6

BO Hermannstraße/BO Süd
Mittwoch, 12.12.2012, 19 Uhr
DIE LINKE, Richardplatz 16
Mittwoch, 9.1.2013, 19 Uhr
„Was für einen Wahlkampf wollen wir
machen?“
DIE LINKE, Wipperstraße 6
Mittwoch, 23.1.2013, 19 Uhr
„Vor 80 Jahren: Machtübertragung an
die Nazis“
DIE LINKE, Wipperstraße 6
Mittwoch, 6.2.2013, 19 Uhr
„UmFAIRteilen“
DIE LINKE, Wipperstraße 6

BO Rixdorf/BO Reuterkiez
Donnerstag, 13.12.2012,19 Uhr
Thema: „Wohin geht Syrien?“
DIE LINKE, Richardplatz 16
Donnerstag, 10.1.2013,19 Uhr
Thema: „Mieten, Standpunktdiskussion
der LINKEN“.
DIE LINKE, Wipperstraße 6
Donnerstag, 24.1.2013,19 Uhr
Thema: Flüchtlingspolitik.
DIE LINKE, Wipperstraße 6

AG Hartz IV
Mittwoch, 12.12.2012, 17.30 Uhr
Thema: „Blick zurück und voraus zum
Jahresende“
DIE LINKE, Richardplatz 16
Mittwoch, 9.1.2013, 17.30 Uhr
Thema: „Hat Vollbeschäftigung eine
Zukunftsperspektive?“
DIE LINKE, Wipperstraße 6

Kostenlose Hartz-IV-Beratung
Mittwoch, 12.12.2012, 14 bis16 Uhr
DIE LINKE, Richardplatz 16
Mittwoch, 9.1.2013, 14 bis16 Uhr
Mittwoch, 23.1.2013, 14 bis16 Uhr
(siehe auch Information auf Seite 5) 
DIE LINKE, Wipperstraße 6

PG Mieten
Dienstag, 4.12.2012, 19 Uhr
DIE LINKE, Richardplatz 16
Dienstag, 8.1.2013, 19 Uhr
Dienstag, 5.2.2013, 19 Uhr
DIE LINKE, Wipperstraße 6

PG Antifaschismus/
Antirassismus
Dienstag, 11.12.2012, 19 Uhr
DIE LINKE, Richardplatz 16

AK ErwiN
Erwerbslosenfrühstück
Dienstag, 4.12.2012, 11 Uhr
DIE LINKE, Richardplatz 16

Termine: DIE LINKE.Neukölln 
BVV-Fraktion DIE LINKE
Fraktionssitzungen (öffentlich)
Montag, 14.1.2013, 18 Uhr
Montag, 21.1.2013, 18 Uhr
Rathaus Neukölln, Raum A 307
Dezember-Sitzung der BVV 
Mittwoch, 5.12.2012, 17 Uhr,
Sitzungssaal des Rathauses.
Januar-Sitzung der BVV 
Mittwoch, 23.11.2013, 17 Uhr,
Sitzungssaal des Rathauses.
Interkultureller Jahresempfang
der Fraktionen der Grünen, 
Piraten und LINKEN
„Multikulti, das Neuköllner Erfolgs -
modell“
Freitag, 1.2.2013, 17.30 Uhr,
Sitzungssaal des Rathauses

Filmabend des AK Internationa-
lismus der IG Metall
'Catastroika - privatization goes public'
Mittwoch, 12.12.2012 19.30 Uhr, 
Galerie Olga Benario, Richardstraße
104
Der Film analysiert die Verschiebung
von Staatseigentum in private Hände
und zeigt ihre sozialen Folgen. Die 
Filmemacher Aris Chatzistefanou und
Katerina Kitidi reisten um die Welt, um
Informationen über die Privatisierung in
Industrieländern zu sammeln. Sie 
entwerfen ein erschreckendes Bild, wie
die Zukunft Griechenlands nach 
massiven Privatisierungsprogrammen
aussehen könnte.

DIE LINKE.Neukölln wählte
neuen Bezirksvorstand

schäftsstelle geschlossen. Deshalb
kann dieses Jahr leider keine Weih-
nachtsfeier der Neuköllner LINKEN
stattfinden.

Die neuen Büroräume werden am
Mittwoch, 2. Januar 2013, zum ers-
ten Mal geöffnet werden. Geplant ist,
nach Eröffnung im Januar zu einem
großen Fest einzuladen (siehe:
www.die-linke-neukoelln.de).

Seite 4................................................................................................................................................................................................................................................

Luxemburg-Liebknecht Ehrung 2013
Anlässlich des 94. Jahrestages ihrer Ermordung am 15. Januar
1919 ruft DIE LINKE  zum stillen Gedenken an Rosa Luxemburg
und Karl Liebknecht am Sonntag,13. Januar, ab 9.30 Uhr an der
Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin-Friedrichsfelde auf.
Am  Dienstag, 15. Januar, beginnt eine Demonstration um
17.30 Uhr am Kurfürstendamm/Joachimstaler Straße. 
Kundgebung auf dem Olof-Palme-Platz um 18 Uhr. 
Anschließend gemeinsamer Besuch der Gedenkstätten für
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht im Tiergarten.

DIE LINKE.Neukölln ab 
2. Januar in neuen Räumen

Nein zur sozialen Spaltung Europas. Millionen Menschen haben am 
14. November in Griechenland, Portugal, Spanien, Zypern gestreikt gegen
die Spar- und Verarmungspolitik der EU. Zur Teilnahme an der DGB-
Solidaritätskundgebung in Berlin hatte auch DIE LINKE aufgerufen.

Genosse 
Werner Gutsche 
ist nach nach einem Unfall mit
schweren Verbrennungen am 
4. Dezember 2012 verstorben.

Alle, die Werner kannten, wissen,
dass wir mit ihm einen Großteil
Neuköllner Geschichtswissen, 
Parteigeschichte und Wissen über
politische Zusammenhänge verloren
haben. 

Um in seinem Sinne weiter zu 
machen, müssen wir im antifaschis-
tischen Kampf noch aktiver werden
und nun auch seinen Platz einneh-
men – im Kampf für eine Welt ohne
Rassismus und Krieg.

Termine für eine Trauerfeier und
Beisetzung können erst nach 
Abschluss der Untersuchungen
festgelegt werden.

DIE LINKE.Neukölln



Die Bundesregierung hat ent-
scheidende Passagen im Ent-
wurf des Armuts- und Reich-
tumsberichts verändert. 

Ein Sprecher von CDU-Arbeits-
ministerin von der Leyen be-
stätigte entsprechende Me-

dienberichte. FDP und Kanzleramt
sollen treibende Kräfte hinter der
Überarbeitung gewesen sein. Im
ersten Entwurf aus dem September
stieß insbesondere der Satz „Die
Privatvermögen in Deutschland sind
sehr ungleich verteilt“ auf heftigen
Widerstand der FDP. Die Koalitions-
partnerin der Union sah darin eine
mögliche Begründung für die Ein-
führung einer Vermögenssteuer. In
der neuen Fassung ist der Satz
nicht mehr zu finden.

„Es fügt sich ins Muster der ver-
gangenen Jahre, dass die Bundesre-
gierung versucht, verheerende so-
ziale Entwicklungen schön zu reden
und die Realität ignoriert. Anstatt
sich für soziale Gerechtigkeit und
gute Arbeit einzusetzen, verfolgt die
Regierungskoalition weiterhin ihre
Politik der sozialen Spaltung und
des Lohndumpings. Die Ausweitung
von Niedriglöhnen nun in der neuen
Fassung als strukturelle Verbesse-
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„Immer mehr Hartz IV-Sanktio-
nen – fiese Schikane oder not-
wendige Kontrolle?“ hieß es am
28. November. Wie so oft wurde
über Arbeitslose geredet, aber
nicht mit den Betroffenen. 

Zwei Ladies, die es mit einem
Schrotthandel aus Hartz IV in
die Selbständigkeit geschafft

haben, wurden als leuchtendes aber
eben nicht verallgemeinerbares Bei-
spiel vorgeführt. 

Klaus-Peter Hansen, Geschäfts-
führer des Jobcenters Neukölln ver-
teidigte die Sanktionen und verbrei-
tete Halb- bzw. Unwahrheiten.
Insbesondere sein Vergleich mit
Bußgeldbescheiden ist absolut un-
zutreffend. Bußgelder werden bei
Widerspruch erst nach einem Ge-
richtsurteil fällig, Hartz IV Sanktio-
nen werden ohne Urteil vollstreckt.

Frank Steffel, CDU, forderte zag-
haft eine Lohnuntergrenze. Gegen ei-
nen Mindestlohn, wie ihn DIE LINKE

seit langem fordert, ist er wie seine
Parteichefin sicherlich weiterhin. 

Lara Heitmann, Neuköllner
Rechtsanwältin argumentierte kon-
sequent auf der rechtlichen Ebene.
Sie macht zweimal im Monat kos-
tenlose Hartz IV Rechtsberatung bei
der LINKEN Neukölln. Siehe
www.die-linke-neukoelln.de. Hier
findet man auch den Arbeitskreises
ErwiN, Erwerbslosen-Initiative Neu-
kölln und die AG Hartz IV. 

DIE LINKEim Bundestag hat ei-
nen Antrag auf Abschaffung der
Sanktionen eingebracht, über den
im April 2012 abgestimmt wurde.
Aus den anderen Fraktionen gab es
fast keine Unterstützung. Das Er-
gebnis: www.linksfraktion.de/flug-
blaetter.

Ottmar Schreiner, SPD, der die
Sanktionen als teilweise verfas-
sungswidrig bezeichnete, stimmte
ebenfalls gegen den Antrag.

Reinhard Urban

rungen am Arbeitsmarkt zu feiern,
ist ein Schlag ins Gesicht der vielen
Menschen, die in Deutschland von
ihrem Einkommen nicht mehr leben
können. Es ist endlich an der Zeit,
Niedriglohnbeschäftigung unter an-
derem durch einen flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohn und
Abschaffung der Leiharbeit wirksam
einzudämmen. Auch der zuneh-
mende und ungleich verteilte Reich-
tum in unserer Gesellschaft muss
stärker zur Finanzierung von ge-
meinwohlorientierten Aufgaben he-
ran gezogen werden“, erklärt die ar-
beitsmarktpolitische Sprecherin der
Bundestagsfraktion DIE LINKE, Sa-
bine Zimmermann, zu den vorge-
nommenen Änderungen am Ar-
mutsbericht.

Die Bundesregierung schließt au-
ßerdem die Betroffenenorganisatio-
nen, Wohlfahrtsverbände und Ge-
werkschaften bei der Erstellung des
Armuts- und Reichtumsbericht aus.
Sie hatten lediglich eine Woche Zeit
zur Stellungnahme auf den schrift-
lich übermittelten Entwurf zu rea-
gieren. Eine Anhörung oder Debatte
mit den Organisationen zum Ent-
wurf erfolgte nicht. 

Rechtsanwältin Lara Heitmann in der ARD-Fernsehsendung „Anne Will“:
„Viele Hartz-IV-Sanktionen der Jobcenter sind unbegründet“. 

DIE LINKE bietet kostenlose 
Hartz-IV-Rechts beratung
DIE LINKE. Neukölln bietet eine regelmäßige kostenlose Hartz-IV-
Rechtsberatung an. Mit der Rechtsanwältin Frau Heitmann steht
Hartz-IV-Betroffenen eine erfahrene Juris tin mit Rat und Tat zu 
Verfügung. Diese Erstberatung ist für Betroffene kostenfrei.

Im Dezember findet die Beratung am Mittwoch, dem 12. Dezember,
von 14 bis 16 Uhr, in der Geschäftsstelle am Richardplatz 16 in
12055 Berlin statt. Ab Januar 2013 jeden zweiten und vierten Mitt-
woch im Monat von 14 bis 16 Uhr in der neuen Geschäftsstelle in
der Wipperstraße 6 (S- und U-Bhf Neukölln). 
Für Nachfragen und zur Terminanmeldung steht Franziska Lorenz-
Hoffmann (030-53 08 46 26, 
franziska.lorenz-hoffmann@die-linke-neukoelln.de) gerne zur 
Verfügung.

Hartz-IV-Sanktionen:

Neukölln bei 
Anne Will

Vor acht Jobcentern hat die LINKE Berlin auf Initiative der Landesarbeitsge-
meinschaft Hartz IV am 6. November neue Informationen zur Preis-Erhö-
hung des Sozialtickets und zur Hartz-IV-Beratung verteilt. Auch Kaffee und
Kekse gab es vor dem Jobcenter Neukölln in der Mainzer Straße.

Bundesregierung vertuscht Armut:

„Wär’ ich nicht arm,
wärst Du nicht reich!“

Fo
to

: D
or

is
 H

am
m

er



Neu-Köllnisch . Dezember 2012 / Januar 2013 www.die-linke-neukoelln.de DIE LINKE Berlin-Neukölln

Seite 6................................................................................................................................................................................................................................................

Die Roma sind seit Jahrhunder-
ten ein fester Bestandteil der
Kultur Europas. 

Bereits 1348 n. Chr. wurden
die ersten Roma in Makedo-
nien und Serbien dokumen-

tiert. Heute finden sich Roma in al-
len europäischen Ländern. 

Zu lange schon dauert ihre Ver-
folgung an. In Rumänien wurden
Roma von 1400 bis 1891 versklavt,
in anderen Ländern wurden sie Tie-
ren gleich gejagt, ermordet, ver-
stümmelt oder ihrer Kinder beraubt.
Trotz dieser ständigen Diskriminie-
rungen gelang es einigen Sinti und
Roma sich niederzulassen und eine
Existenz aufzubauen. Dies wurde
mit der Machtübernahme durch die
Nationalsozialisten in Deutschland
unmöglich. Deportationen, Zwangs-
arbeit und medizinische Experi-
mente kosteten europaweit über
500 000 Roma und Sinti das Leben.
Dass dies auch unter Befehl der
deutschen Besatzer im Balkan ge-
schah, ist nur wenigen Menschen
bewusst. Vernichtungslager gab es
in Sajmiste, Bajnica, Crveni Krst und
Jasenovac. Letzteres wurde wegen
seiner Größe auch „Auschwitz des
Balkans“ genannt. Insbesondere für
die Roma ist eine Schätzung der
Opferzahlen aber schwierig, da sie
meist nicht als Roma registriert,

sondern stattdessen direkt am Ort
ihrer Aufgreifung als „Partisanen“
oder „Spione“ ermordet wurden. Es
wird davon ausgegangen, dass um
die 100.000 Roma während der
deutschen Besatzung im Gebiet Ju-
goslawiens ihr Leben verloren. Hel-
fer fand die Wehrmacht in Kroatien
bei der faschistischen Armee der
Ustascha und durch die neu gegrün-
dete, unter deutscher Führung ste-
hende Waffen-Gebirgs-Division der
SS „Handschar“ (kroatische Nr. 1)
und im Kosovo durch die Waffen-
Gebirgs-Division der SS „Skander-
beg“ (albanische Nr. 1). Alle diese
Truppen waren für ihre große Grau-
samkeit, mit der sie zahlreiche
Kriegsverbrechen verübten, ge-
fürchtet.

Gerechtigkeit gab es für die über-
lebenden Roma nach dem Krieg
keine. Sie blieben eine stark diskri-
minierte weitgehend rechtlose Min-
derheit.

Nach der Bombardierung durch
die Nato unter deutscher Beteiligung
und der darauf folgenden Rückkehr
der zuvor vertriebenen Albaner kam
es vielerorts zu Racheaktionen der
Separatistenorganisation UCK. Hier-
durch erlebten die ansässigen Roma
eine weitere Katastrophe. Von Sei-
ten extremistischer Albaner wurden
die Roma der Kollaboration mit den

Serben verdächtigt und vertrieben,
verschleppt und ermordet. Von
Roma bewohnte Häuser und ganze
Stadtteile wurden zerstört. Der Ras-
sismus gegen Roma hat in Kosovo
bis heute eine große Verbreitung und
Extremisten zeigen eine hohe Ge-
waltbereitschaft gegenüber Minder-
heiten.

Die Verbrechen an Roma im Jahr
1999 und danach wurden bis heute
nicht richtig nachverfolgt und die
Täter blieben unbestraft. Sichtbar
wurde dies durch die Enthüllungen
über die Verstrickung des kosovari-
schen Regierungschefs, Hashim
Thaci, in mafiöse Strukturen und Or-
ganhandel. Unter den Opfern dieses
Organhandels sollen sich auch zahl-
reiche Roma befunden haben. Viele
sind einfach verschwunden und gel-
ten seitdem als vermisst. Ihre Hin-
terbliebenen leben oft bis heute un-
ter Trauer und Angst, sind
geflüchtet oder haben sich zum
Schutz in Enklaven zurückgezogen.

Weite Teile der Extremisten-Elite
gelangten nach der Unabhängigkeit
Kosovos an ranghohe Posten; in Po-
litik, Wirtschaft und Polizei. 

Von den vormals 150.000 Roma
im Kosovo verließen 120.000 von
ihnen ihre Heimat und flüchteten
auf der Suche nach Schutz in euro-
päische Länder. Die Flüchtlingsla-

ger in Serbien sind bis heute über-
füllt mit den damals Vertriebenen
Roma. Auch dort sind sie wenig will-
kommen und leben an den Rand der
Gesellschaft abgedrängt. 

Abschiebung und Auslieferung in
derartige Verhältnisse ist ein Ver-
brechen und angesichts der deut-
schen Vergangenheit besonders an-
rüchig. Wir dürfen daher nicht
zusehen, wie die Menschen, die hier
Schutz gesucht haben, erneut ei-
nem Schicksal von Gefahr und Dis-
kriminierung ausgesetzt werden. Es
ist nötig, hier lebende Roma beim
Aufbau einer Existenz in ihrer neuen
Heimat Deutschland zu unterstüt-
zen, anstatt ihnen Steine in Form
von ausgrenzenden Sondergeset-
zen in den Weg zu legen. Es wird
höchste Zeit für einen fairen Um-
gang mit den Roma! Sonst droht er-
neut die Zerstörung der Zukunft vie-
ler Unschuldiger. 

Grade wenn europaweit der Ras-
sismus gegen Roma wächst, muss
Deutschland hier mit gutem Beispiel
vorrangehen, um den Roma endlich
eine Chance auf ein sicheres Leben
zu ermöglichen.
(Quelle: Aus der Begründung der
Petition „Bleiberecht für Roma und
alle langjährig geduldeten Flücht-
linge in Deutschland!“ des Roma
Center Göttingen e.V.)  
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Seit bekannt ist, dass Neukölln verstärkt Flüchtlinge aufnehmen wird, verstärken Nazis ihre rassistische und fremdenfeindliche Hetze im Bezirk.

Britz ist bunt – aber nicht braun!

Weshalb flüchten Roma zu uns?

Die sozialistische Jugendorgani-
sation Die Falken hat die Initia-
tive ergriffen, öffentlich Posi-
tion zu beziehen gegen die seit
einiger Zeit vermehrt auftre-
tende Aktivitäten der extremen
Rechten in Britz.

Mit einer Menschen-und Lichter-
kette soll deshalb ein symbolischer
Kreis um das Hufeisen gezogen
werden. Brandanschläge, einge-
schlagene Scheiben, Drohanrufe,
brutale Prügelattacken sowie Nazi-
propaganda durch Aufkleber und

Plakate im Umfeld der Schulen. Das
kann niemanden unberührt lassen. 

Das „Aktionsbündnis Britz gegen
Neonazis“ geht quer durch die Ge-
sellschaft. Es setzt sich aus Britzer
BürgerInnen, demokratischen Par-
teien, politischen Organisationen,

Schulen, öffentlichen Einrichtungen,
Gewerkschaften, Vereinen, Verbän-
den, Museen, Kirchen und vielen
mehr zusammen. 
Treffpunkt ist am 20. Dezember
um 16.15 Uhr im Innenring des
Hufeisens.
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Auf den Tag genau 70 Jahre nach
seiner Ermordung durch die Na-
zis stand der Neuköllner Wider-
standskämpfer und Rütlischüler
Hanno Günther im Mittelpunkt
einer Veranstatung in der Mensa
seiner ehemaligen Schule.

Hanno Günther hatte nach
dem deutschen Sieg über
Frankreich zusammen mit ei-

ner Gruppe Neuköllner Jungkommu-
nisten eine Flugblattserie hergestellt,
in der sie über die Kriegslage infor-
mierten und Frieden und Meinungs-
freiheit forderten. Rüstungsarbeiter
wurden zur Sabotage aufgefordert.
Bei regelmäßigen Zusammen künften
wurden von der Gruppe marxistische
Schriften gelesen. Am 28. Juli 1941
wurde Hanno Günther von der Ge-
stapo festgenommen und vom

„Volksgerichtshof“ zusammen mit
sechs seiner Freunde zum Tode ver-
urteilt. Er wurde am 3. Dezember
1942  in Plötzensee hingerichtet.

Aus welchen Quellen konnten
Hanno Günther und seine Freunde
die Kraft schöpfen, der Demagogie
der Nazis zu widerstehen? Volker
Hoffmann und vor allem Hanna Tom-
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Informationsangebot
� Ich möchte Informationsmaterial bekommen.

� Ich möchte zu Veranstaltungen eingeladen werden.

� Ich möchte Mitglied der Partei DIE LINKE werden.

Name: ............................................................................

Anschrift: ......................................................................

E-Mail: ..........................................  Telefon:..................

mach mit !
Egal, ob Du Parteimitglied bist oder nicht:
Sei linksaktiv und du kannst sofort anfangen.

Nimm Kontakt zu uns auf:

Lucia Schnell, Sprecherin DIE LINKE.Neukölln, 0176 24158769,
lucia.schnell@die-linke-neukoelln.de

Moritz Wittler, Sprecher DIE LINKE.Neukölln, 0178 6254914
moritz.wittler@die-linke-neukoelln.de

Oder den Coupon ausfüllen, abtrennen und an folgende Adresse schicken:

DIE LINKE.Neukölln, Wipperstraße 6,12055 Berlin, Fax: 030/6135919

Hanno Günther:

Rütlischüler im Widerstand

Hanno Günthers Mitschülerin Hanna Tomkins berichtete, wie sie in der Rütlischule angesichts der faschistischen
Gefahr Anfang der 1930er Jahre im Engagement für Solidarität und soziale Gerechtigkeit geprägt wurden.

Volker Hoffmann stellte Leben und
Kampf Hanno Günthers vor.

Bezirksstadträtin Franziska 
Giffey (SPD) und Hanna Tomkin.

kins sahen sie in den humanistischen
Zielen, die in der Rütlischule vermit-
telt wurden. Eindrucksvoll berichtete
sie über solidarische Aktionen, damit
alle Mitschüler, trotz Arbeitslosigkeit
der Eltern, an einer Klassenfahrt  teil-
nehmen konnten. Auch darüber,
dass bereits der 12-Jährige sich in ei-
nen frei zu wählenden Aufsatzthema

Verbindungsglied 
zwischen CDU und
Rechtsextremen
Der „Spiegel“ sieht in der Deut-
schen Burschenschaft eine „Alli-
anz der Verfassungsfeinde“. Nach
ihrem Kongress im November seien
sie noch weiter nach rechts gerückt
und bildeten inzwischen einen
„Schutzraum für Rechtsextreme“.
Rechtsaußen, in der Sonderorganisa-
tion Burschenschaftliche Gemein-
schaft, ist die Verbindung „Gothia
Berlin“ angesiedelt. Einer ihrer Ak-
teure ist Michael Büge, Staatssekre-
tär im Senat. Er ist Neuköllner CDU-
Bezirkschef und war hier Stadtrat. Es
gebe gute Gründe, das Treiben in
den Verbindungshäusern zu beob-
achten, schreibt der „Spiegel“. Dort
könnte sich eine gefährliche Allianz
von Rechtsextremen formieren. Wir
werden „Verbands  bruder Michael
Büge“ im Blick behalten. KDH

mit der Frage beschäftigte, was ge-
gen Arbeitslosigkeit getan werden
müsse. Dieses Thema beschäftigte
Hanno Günther weiter, als er nach
Auflösung der Rütlischule durch die
Nazis 1933 auf die Schulfarm Schar-
fenberg wechselte. Dort wurde er aus
politischen Gründen von der Schule
verwiesen. Er nahm eine Bäckerlehre
auf.

Widerstand gegen Nazis sei leider
noch immer ein aktuelles Thema, er-
klärte Bezirksstadträtin Franziska Gif-
fey in ihrem Grußwort. Wenn heute
am selben Tag in Neukölln Stolper-
steine zur Erinnerung an von den Na-
zis Ermordeten verlegt werden, in ei-
nem Jugendfreizeitheim über die
Aufnahme von Flüchtlingen beraten
wird und zugleich neue Nazis aufmar-
schieren, dann sei Courage und En-
gagement gegen Nazis gefordert. Sie
rief deshalb zur Teilnahme an der Ak-
tion in Britzer Hufeisensiedlung am
20. Dezember auf (siehe auch
Seite 6). KDH
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Träger dieses Volksbegehrens
ist die Demokratische Initiative
100% Tempelhofer Feld e.V. Sie
hat zum Start des Volksbegeh-
rens einen fertigen Gesetz -
entwurf vorgelegt.

In der ersten Phase müssen 
20.000 unterstützende Unter-
schriften gesammelt werden.

Ziel des Gesetzes ist es, gemein-
sam mit den Berlinerinnen und
Berlinern, diese einzigartige Fläche
zu erhalten und. Die wertvollen Ei-
genschaften des Tempelhofer Fel-
des und die darauf beruhenden
Funktionen dauerhaft zu erhalten
und vor Eingriffen, welche sie ge-
fährden oder verändern können,
zu schützen.

Die Bürgerinitiative wartet auf die
offizielle Freigabe der Unterschrif-
tenliste durch die Senatsverwaltung
für Inneres.

Näheres zum Beginn der Unter-
schriftensammlung auf der Internet-
seite der Initiative. Hier kann auch
der Gesetzentwurf gelesen werden:
www.thf100.de/index.php
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Volksbegehren
zum Erhalt des
Tempelhofer 
Feldes kann 
sofort starten

Hörberatungsstelle 
in Neukölln 
dauerhaft erhalten
Die Neuköllner Hörberatungs-
stelle in Britz ist ähnlich wie 
bereits vor fünf Jahren in ihrem
Bestand bedroht. 

Die Fraktion DIE LINKE hat für
die Dezembersitzung der Be-
zirksverordnetenversamm-

lung Neukölln dazu eine große An-
frage gestellt und fordert in einem
Antrag den Erhalt der Einrichtung
im derzeitigem Umfang. 

Die Schließung der Neuköllner
Hörberatungsstelle konnte 2007
nur durch massiven Protest und mit
einer erfolgreichen Unterschriften-
sammlung betroffener Familien,
Mitarbeitern und engagierten Neu-
köllnern verhindert werden. Als
Kompromiss wurde seinerzeit die
Neuköllner Beratungsstelle unter
dem Dach des Bezirksamtes Fried-
richshain-Kreuzberg mit der dorti-
gen Einrichtung zusammengefügt.

Wegen der Vorgabe des rot-schwar-
zen Senates soll der Bezirk Fried-
richshain-Kreuzberg jetzt rund 140
Stellen abbauen. Beschäftigte be-
fürchten, dass ein großer Teil der
freiwerdenden Stellen nicht erneut
besetzt wird, wenn Mitarbeiter der
Neuköllner Beratungsstelle in den
kommenden Jahren in Rente gehen. 

Deshalb ist es nach Auffassung
der LINKEN jetzt notwendig, sich
beim Senat für die berlinweit tätige
Hörberatungsstelle einzusetzen.
Dem Prozess des Stellenabbaus
müsse frühzeitig entgegen gewirkt
werden und als erstes die Stellen
aus dem Pool des Bezirksamts
Friedrichshain-Kreuzberg heraus ge-
rechnet werden. 

Die Aufgabe der Hörberatungs-
stelle ist, frühzeitig Hörschäden bei
Kinder zu erkennen und umfas-
sende Hilfe und Beratung anzubie-

ten. Bei der Hörberatungsstelle han-
delt es sich um eine seit 1959 prä-
ventiv tätige Gesundheitseinrich-
tung, die versucht, die Folgen von
Hörschäden zu verringern. Denn
schlecht oder überhaupt nichts hö-
rende Kinder haben größte Schwie-
rigkeiten beim Erlernen der Spra-
che. In der Neuköllner Einrichtung
stehen mit dem speziell für die Di-
agnostik von Hörbehinderung von
Kindern errichteten Gebäude her-
vorragende Bedingungen zu Verfü-
gung. Auch bietet diese unabhän-
gige Beratung eine Alternative zu
den HNO-Abteilungen der Kranken-
häuser, wo stärker operative Be-
handlungen angestrebt werden.
Hinzu kommt, dass die Neuköllner
Hörberatungsstelle sehr gut mit Kin-
derbetreuungseinrichtungen und
Schulen vernetzt ist. RO
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Mit der Sperre der Ganghoferstraße ist die Autozufahrt von der Karl-Marx-Straße nach Rixdorf weitgehend dicht.
Bereits in den ersten Tagen verlagerte sich der Autoverkehr in Rixdorf von der Richardstraße zur Donaustraße.

Mieterschutz nicht verbessert
Kein erweiterter Kündigungs-
schutz bei Umwandlung von
Miet- in Eigentumswohnungen
in Berlin.

Anträge der Fraktion DIE
LINKE im Abgeordnetenhaus
dazu wurden am 14. Novem-

ber im Bauausschuss mit Stimmen
der SPD/CDU-Koalition abgelehnt.

Bereits vor sieben Monaten hatte
DIE LINKE im Abgeordnetenhaus
vorgeschlagen, in Milieuschutzge-
bieten soll die Umwandlung von
Miet- in Eigentumswohnungen ge-
nehmigungspflichtig werden. Der
bestehende, auf sieben Jahre erwei-
terte Kündigungsschutz in sechs
Bezirken soll zudem auf zehn Jahre

in der ganzen Stadt ausgeweitet
werden. Angesichts des starken
Mieterhöhungs- und Verdrängungs-
drucks auf dem Berliner Wohnungs-
markt, sind beide Maßnahmen ab-
solut dringlich. Im Ausschuss haben
weder der Senat noch die Koalition
begründet, was in der Sache dage-
gen spricht. 

Der Umbau der Karl-Marx-Straße geht weiter,
jetzt am Platz der Stadt Hof


